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Entscheidungsdatum

29.12.2020
Norm

BFA-VG §22a Abs4

B-VG Art133 Abs4

FPG 8§76

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt gedandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

3. FPG § 76 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018

4. FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017

5. FPG § 76 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017

6. FPG 8§ 76 giiltig von 20.07.2015 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

7. FPG § 76 gltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012

8. FPG § 76 gliltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011

9. FPG § 76 giltig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
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10. FPG & 76 giltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009

Spruch

G302 2238074-1/2E, G302 2238074-1/2E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Manfred ENZI als Einzelrichter in dem von Amts wegen
eingeleiteten Verfahren zur Uberpriifung der Anhaltung in Schubhaft des XXXX, geboren am XXXX, Staatsangehdrigkeit:
Agypten, IFA-ZI. XXXX, zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch den Richter Mag. Manfred ENZI als
Einzelrichter in dem von Amts wegen eingeleiteten Verfahren zur Uberpriifung der Anhaltung in Schubhaft des rémisch
40, geboren am rémisch 40, Staatsangehérigkeit: Agypten, IFA-ZI. rémisch 40, zu Recht:

A)  Eswird festgestellt, dass zum Zeitpunkt dieser Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maf3geblichen
Voraussetzungen vorliegen und dass die Aufrechterhaltung der Schubhaft verhaltnismaRig ist.

B) Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.B) Die Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig.

Text
Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:réomisch eins. Verfahrensgang:

Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: belangte Behoérde oder kurz: BFA) vom
XXXX wurde Gber XXXX, geboren am XXXX, Staatsangehérigkeit: Agypten (im Folgenden: BF), gemaR § 76 Abs. 2 Z 2 FPG
iVm 8 57 Abs. 1 AVG die Schubhaft zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme und zur Sicherung der Abschiebung angeordnet.Mit Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und
Asyl (im Folgenden: belangte Behdrde oder kurz: BFA) vom rémisch 40 wurde tber romisch 40, geboren am rémisch
40 , Staatsangehdrigkeit: Agypten (im Folgenden: BF), gemé&R Paragraph 76, Absatz 2, Ziffer 2, FPG in Verbindung mit
Paragraph 57, Absatz eins, AVG die Schubhaft zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme und zur Sicherung der Abschiebung angeordnet.

Am 28.12.2020 wurde vom BFA der Akt gemaR§ 22a Abs. 4 BFA-VG dem BVWG zur amtswegigen Uberprifung der
Anhaltung vorgelegt. Am 28.12.2020 wurde vom BFA der Akt gemal3 Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG dem BVwG zur
amtswegigen Uberprifung der Anhaltung vorgelegt.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen

Festgestellt wird, dass der BF seit XXXX durchgangig in Schubhaft angehalten wird, dass er haftfahig ist und keine
Umstdnde hervorgekommen sind, die eine Anderung des entscheidungswesentlichen Sachverhalts indizieren oder
Zweifel an der Verhaltnismaligkeit der weiteren Anhaltung des BF in Schubhaft erwecken.Festgestellt wird, dass der BF
seit romisch 40 durchgangig in Schubhaft angehalten wird, dass er haftfahig ist und keine Umstande hervorgekommen
sind, die eine Anderung des entscheidungswesentlichen Sachverhalts indizieren oder Zweifel an der

VerhaltnismaRigkeit der weiteren Anhaltung des BF in Schubhaft erwecken.

Der BF wurde am XXXX gegen 10:30 Uhr als Beifahrer im Pkw Kz: XXXX, XXXX, von Beamten der Pl XXXX FPG angehalten
und kontrolliert. Er konnte keine fur einen rechtmaBigen Aufenthalt erforderlichen Dokumente vorweisen. In Folge
wurde festgestellt, dass er schlepperunterstitzt von Wien kommend nach Italien reisen wollte um dort zu arbeiten. Er
wurde gemald 8 39 Abs. 1 Z 1 Fremdenpolizeigesetz festgenommen. Bei dem anschlieBend durchgefiihrten EURODAC-
Abgleich konnte kein Treffer erzielt werden. In der Folge wurde von der belangten Behtérde am XXXX, um 23:00 Uhr,
ein schriftlicher Festnahmeauftrag gemalR8 34 Abs. 3 Z 1 BFA-VG (Vorliegen der Voraussetzungen fur
Sicherungsmalinahmen) erlassen. Der BF wurde am XXXX zur méglichen Schubhaftverhangung einvernommen. Er gab
an keinen Asylantrag stellen zu wollen. Er werde nach Italien weiterreisen um dort zu arbeiten. Er hatte weder
Verwandte noch sonstige Anbindungen in Osterreich, sei gesund und lediglich im Besitze von 50,- Euro zur Bestreitung
seines Lebensunterhaltes. Der BF wurde am rémisch 40 gegen 10:30 Uhr als Beifahrer im Pkw Kz: rémisch 40, rémisch
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40 , von Beamten der Pl romisch 40 FPG angehalten und kontrolliert. Er konnte keine fur einen rechtmaBigen
Aufenthalt erforderlichen Dokumente vorweisen. In Folge wurde festgestellt, dass er schlepperunterstitzt von Wien
kommend nach lItalien reisen wollte um dort zu arbeiten. Er wurde gemald Paragraph 39, Absatz eins, Ziffer eins,
Fremdenpolizeigesetz festgenommen. Bei dem anschlieBend durchgeftihrten EURODAC-Abgleich konnte kein Treffer
erzielt werden. In der Folge wurde von der belangten Behérde am rémisch 40 , um 23:00 Uhr, ein schriftlicher
Festnahmeauftrag gemdR Paragraph 34, Absatz 3, Ziffer eins, BFA-VG (Vorliegen der Voraussetzungen fur
Sicherungsmalinahmen) erlassen. Der BF wurde am rémisch 40 zur moéglichen Schubhaftverhdngung einvernommen.
Er gab an keinen Asylantrag stellen zu wollen. Er werde nach Italien weiterreisen um dort zu arbeiten. Er hatte weder
Verwandte noch sonstige Anbindungen in Osterreich, sei gesund und lediglich im Besitze von 50,- Euro zur Bestreitung
seines Lebensunterhaltes.

Noch am XXXX wurde gegen den Fremde ein Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung eingeleitetNoch am
rémisch 40 wurde gegen den Fremde ein Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung eingeleitet.

Mit Bescheid des BFA vom XXXX wurde Uber den BF die gegenstandliche Schubhaft angeordnetMit Bescheid des BFA
vom rémisch 40 wurde Uber den BF die gegenstandliche Schubhaft angeordnet.

Mit Bescheid der belangten Behorde vom XXXX wurde dem Beschwerdeflihrer ein Aufenthaltstitel aus
berucksichtigungswirdigen Grinden gemaR § 57 AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt 1.). GemaR§ 10 Abs. 2 AsylG
2005 iVm § 9 BFA-Verfahrensgesetz wurde gegen den Beschwerdefiihrer eine Riickkehrentscheidung gemafl§ 52 Abs.
1Z 1 FPG 2005 erlassen (Spruchpunkt Il.). Es wurde gemaR§ 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass seine Abschiebung gemaf3
§ 46 FPG nach Agypten zuldssig ist (Spruchpunkt IIl.). Eine Frist fir die freiwillige Ausreise wurde ihm gemaR§ 55
Absatz 4 FPG nicht gewahrt (Spruchpunkt IV.). Zudem wurde einer Beschwerde gegen diese Ruckkehrentscheidung
gemal § 18 Absatz 2 Ziffer 1 und 3 BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt V.). Gemal3 § 53 Abs.1
iVm Abs. 2 Z 6 FPG wurde gegen den Beschwerdefuhrer ein auf die Dauer von zwei Jahren befristetes Einreiseverbot
erlassen (Spruchpunkt VI.). Gegen diesen Bescheid erhob der BF das Rechtsmittel der Beschwerde an das
Bundesverwaltungsgericht. Mit Erkenntnis vom 19.10.2020, Zahl: 1403 2236024-1, wies das Bundesverwaltungsgericht
die Beschwerde gegen den Bescheid vom XXXX als unbegriindet ab.Mit Bescheid der belangten Behdérde vom rémisch
40 wurde dem Beschwerdefihrer ein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswirdigen Griinden gemal3 Paragraph 57,
AsylG 2005 nicht erteilt (Spruchpunkt I.). Gemal3 Paragraph 10, Absatz 2, AsylG 2005 in Verbindung mit Paragraph 9,
BFA-Verfahrensgesetz wurde gegen den Beschwerdeflhrer eine Ruckkehrentscheidung gemaR Paragraph 52, Absatz
eins, Ziffer eins, FPG 2005 erlassen (Spruchpunkt Il.). Es wurde gemafRd Paragraph 52, Absatz 9, FPG festgestellt, dass
seine Abschiebung gemaR Paragraph 46, FPG nach Agypten zuldssig ist (Spruchpunkt rémisch drei.). Eine Frist fiir die
freiwillige Ausreise wurde ihm gemaf3 Paragraph 55, Absatz 4 FPG nicht gewahrt (Spruchpunkt IV.). Zudem wurde einer
Beschwerde gegen diese Ruckkehrentscheidung gemdall Paragraph 18, Absatz 2 Ziffer 1 und 3 BFA-VG die
aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt rémisch funf.). GemaR Paragraph 53, Absatz eins, in Verbindung mit
Absatz 2, Ziffer 6, FPG wurde gegen den Beschwerdefiihrer ein auf die Dauer von zwei Jahren befristetes
Einreiseverbot erlassen (Spruchpunkt réomisch finf |.). Gegen diesen Bescheid erhob der BF das Rechtsmittel der
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Mit Erkenntnis vom 19.10.2020, Zahl: 1403 2236024-1, wies das
Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde gegen den Bescheid vom rémisch 40 als unbegriindet ab.

Am XXXX stellte der Beschwerdeflihrer aus dem Stande der Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz. Nach
der Erstbefragung wurde dem Fremden ein AV nach § 76 Abs. 6 FPG zugestellt und er verblieb in Schubhaft. Mit dem
Bescheid vom XXXX, ZI. XXXX, wies die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdeflhrers auf internationalen Schutz
hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) sowie hinsichtlich des Status des
subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Agypten (Spruchpunkt I.) als unbegriindet ab.
Zugleich erkannte die belangte Behorde einer Beschwerde gegen diese Entscheidung die aufschiebende Wirkung ab
(Spruchpunkt I1l.). Mit Erkenntnis vom 22.12.2020, Zahl: 1407 2236024-2/4E, wies das Bundesverwaltungsgericht die
Beschwerde gegen den Bescheid vom XXXX als unbegrindet ab.Am rémisch 40 stellte der Beschwerdefiuihrer aus dem
Stande der Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz. Nach der Erstbefragung wurde dem Fremden ein AV
nach Paragraph 76, Absatz 6, FPG zugestellt und er verblieb in Schubhaft. Mit dem Bescheid vom rémisch 40 , ZI.
réomisch 40, wies die belangte Behdrde den Antrag des Beschwerdefuhrers auf internationalen Schutz hinsichtlich der
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt rémisch eins.) sowie hinsichtlich des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf seinen Herkunftsstaat Agypten (Spruchpunkt rémisch zwei.) als unbegriindet ab.
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Zugleich erkannte die belangte Behorde einer Beschwerde gegen diese Entscheidung die aufschiebende Wirkung ab
(Spruchpunkt rémisch drei.). Mit Erkenntnis vom 22.12.2020, Zahl: 1407 2236024-2/4E, wies das
Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde gegen den Bescheid vom rémisch 40 als unbegrundet ab.

Seitens des BFA wurde die Ausstellung eines Heimreisezertifikates bei der agyptischen Botschaft am 09.09.2020
beantragt.

Rechtliche oder faktische Hindernisse hinsichtlich der Effektuierung der Ruckkehrentscheidung sind nicht zu erkennen.
Der BF hatte auch die Méglichkeit, aus dem Stande der Schubhaft freiwillig in seinen Herkunftsstaat zurtickzukehren.

Sobald es wieder Fliige nach Agypten gibt, wird umgehend nach der HRZ Erlangung eine Abschiebung organisiert

werden.

Der BF verfligt Uber kein Reisedokument, jedoch Uber ein Foto seines agyptischen Reisepasses, und halt sich seit
seiner illegalen Einreise Gberwiegend illegal in Osterreich auf. Er verfiigt (iber keine Aufenthaltsberechtigung und kein
Reisedokument. Seinen nicht vorhandenen Rickkehrwillen brachte er durch entsprechende Angaben deutlich zum
Ausdruck.

Der BF ist dgyptischer Staatsbirger, verfiigt in Osterreich (iber keine familidren, gesellschaftlichen, beruflichen oder
sonstigen Bindungen und keinen gesicherten Wohnsitz im Bundesgebiet. Er ist nicht selbsterhaltungsfahig.

Sobald die Situation mit COVID-19 zu Ende ist, kann er nach Erhalt eines HRZ im Wege eines Charterfluges in seinen
Heimatstaat abgeschoben werden, einer Abschiebung innerhalb der héchst zuldssigen Schubhaftdauer aus aktueller
Sicht steht somit kein Hindernis entgegen.

Aus der Sicht des erkennenden Gerichtes liegen die Voraussetzungen fur die Fortsetzung der Anhaltung in Schubhaft
noch immer vor.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das Risiko, dass der BF untertaucht, bevor ein Heimreisezertifikat ausgestellt
und er anschlieRend abgeschoben wird, als schlissig anzusehen ist und von massiver Fluchtgefahr auszugehen ist.

2. Beweiswurdigung:

Der Verfahrensgang, die getroffenen Feststellungen zur Person und zur Haftfahigkeit des BF, zum rechtskraftig negativ
abgeschlossenen Asylverfahren, zum Verfahren bezlglich des Heimreisezertifikats und zur mangelnden sozialen
Verankerung in Osterreich ergeben sich aus den vorgelegten Verwaltungsakten der belangten Behérde und dem
Gerichtsakt des Bundesverwaltungsgerichts.

Die Anhaltung ist weiterhin verhaltnismaRig, da der BF haftfahig ist und das Verfahren vom BFA effizient gefuhrt wird.
Insbesondere bestehen gegen den BF eine rechtskraftige Rlckkehrentscheidung und ein Einreiseverbot. Die
Ausstellung eines HRZ sowie die auch zeitnah durchfiihrbare Ruckfihrung des BF in seinen Herkunftsstaat nach
Vorliegen des HRZ gelten weiterhin als sehr wahrscheinlich, da ein Foto seines Reisepasses vorliegt und die
agyptischen Behdérden HRZ ausstellen.

Es ist begrindet zu erwarten, dass die Abschiebung jedenfalls innerhalb der gesetzlichen Anhaltefrist erfolgen wird.
Die belangte Behorde hat das Verfahren zeitgerecht eingeleitet und wird nach Beendigung der aktuellen Corona-Virus-
Situation eine Abschiebung am Flugwege erfolgen kénnen.

3. Rechtliche Beurteilung
Zu Spruchpunkt A):

Die maRgeblichen Bestimmungen des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, lauten:Die
mafgeblichen Bestimmungen des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005,
idgF, lauten:

,8 76 (1) Fremde konnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der Schubhaft nicht
durch ein gelinderes Mittel (8 77) erreicht werden kann. Unmdindige Minderjahrige dirfen nicht in Schubhaft
angehalten werden.,8 76 (1) Fremde kdnnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der
Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (Paragraph 77,) erreicht werden kann. Unmindige Minderjahrige dirfen
nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn
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1. dies zur Sicherung des Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die 6ffentliche Ordnung oder
Sicherheit gemaR § 67 gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,1. dies zur Sicherung des
Verfahrens Uber einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRinahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die offentliche Ordnung oder Sicherheit gemaR
Paragraph 67, gefahrdet, Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismaRig ist,

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme nach dem 8. Hauptsttick
oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhaltnismafig ist, oder

3. die Voraussetzungen des Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung vorliegen3. die Voraussetzungen des Artikel 28,
Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung vorliegen.

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte
rechtskraftige Ruckkehrentscheidung vorliegt (8 59 Abs. 5), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht entgegen. In den
Fallen des & 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft eine vom Aufenthalt des
Fremden ausgehende Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht voraussetzt.Bedarf es der Erlassung
einer aufenthaltsbeendenden Malinahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte rechtskraftige
Ruckkehrentscheidung vorliegt (Paragraph 59, Absatz 5,), so steht dies der Anwendung der Ziffer eins, nicht entgegen.
In den Fallen des Paragraph 40, Absatz 5, BFA-VG gilt Ziffer eins, mit der Mal3gabe, dass die Anordnung der Schubhaft
eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefahrdung der offentlichen Ordnung oder Sicherheit nicht

voraussetzt.

(2a) Im Rahmen der VerhaltnismaRigkeitsprifung (Abs. 2 und Art. 28 Abs. 1 und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein
allfalliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter
Berlcksichtigung der Schwere der Straftaten das o6ffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer
Abschiebung den Schutz der personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.(2a) Im Rahmen der
VerhaltnismaRigkeitsprifung (Absatz 2 und Artikel 28, Absatz eins und 2 Dublin-Verordnung) ist auch ein allfalliges
strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter Berlcksichtigung
der Schwere der Straftaten das offentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der
personlichen Freiheit des Fremden Uberwiegt.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 lit n Dublin-Verordnung liegt vor, wenn
bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung
entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu
berucksichtigen,(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Absatz 2, Ziffer eins, oder 2 oder im Sinne des Artikel 2, Litera n,
Dublin-Verordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem
Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschiebung wesentlich erschweren wird.
Dabei ist insbesondere zu berticksichtigen,

1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Malinahme mitwirkt oder die
Ruckkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert;

1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemall 8 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese
Verpflichtung mit Bescheid gemal3 8 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und
deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (8 3 Abs. 3 BFA-VG) angeordnet worden sind;1a. ob der Fremde eine Verpflichtung
gemal’ Paragraph 46, Absatz 2, oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemal
Paragraph 46, Absatz 2 b, auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat und deshalb gegen ihn
Zwangsstrafen (Paragraph 3, Absatz 3, BFA-VG) angeordnet worden sind;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot oder wahrend einer
aufrechten Anordnung zur AuRRerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MalRnahme besteht oder der Fremde sich dem Verfahren zur
Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme oder Uber einen Antrag auf internationalen Schutz bereits
entzogen hat;
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4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser
dem Fremden nicht zukommt;4. ob der faktische Abschiebeschutz bei einem Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins,
Ziffer 23, AsylG 2005) aufgehoben wurde oder dieser dem Fremden nicht zukommt;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare
aufenthaltsbeendende MalRnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft
befand oder aufgrund 8 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende MaRnahme bestand,
insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund Paragraph 34, Absatz 3,
Ziffer eins bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen Behandlung

anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Dublin-Verordnung zustandig ist, insbesondere sofern

a. der Fremde bereits mehrere Antrage auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde

falsche Angaben hiertiber gemacht hat,
b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, oder

c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen Behandlung oder des
bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat
beabsichtigt;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt;

8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten, Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der
Unterkunftnahme gemal3 88 52a, 56, 57 oder 71 FPG, 8 38b SPG, 8 13 Abs. 2 BFA-VG oder 88 15a oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf
internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MaBnahme;8. ob Auflagen, Mitwirkungspflichten,
Gebietsbeschrankungen, Meldeverpflichtungen oder Anordnungen der Unterkunftnahme gemal3 Paragraphen 52 a,
56, 57, oder 71 FPG, Paragraph 38 b, SPG, Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG oder Paragraphen 15 a, oder 15b AsylG 2005
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrags auf

internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden MalRnahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Osterreich, insbesondere das Bestehen familidrer Beziehungen, das Auslben
einer legalen Erwerbstatigkeit beziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz

eines gesicherten Wohnsitzes.

(...)

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MaRnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der
Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem
Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.(5) Wird eine aufenthaltsbeendende MalRnahme (Ziffer eins,
oder 2) durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung
des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzogerung der Vollstreckung
einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk
festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. 8 11 Abs. 8 und 8 12 Abs. 1 BFA-VG gelten sinngemal3.(6)
Stellt ein Fremder wahrend einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrechterhalten werden, wenn Grinde zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzogerung der Vollstreckung
einer aufenthaltsbeendenden MalBnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit Aktenvermerk
festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. Paragraph 11, Absatz 8 und Paragraph 12, Absatz eins,
BFA-VG gelten sinngemal3.

§8 77 (1) Das Bundesamt hat bei Vorliegen der in § 76 genannten Griinde gelindere Mittel anzuordnen, wenn es Grund
zur Annahme hat, dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht werden kann.
Gegen mundige Minderjahrige hat das Bundesamt gelindere Mittel anzuwenden, es sei denn bestimmte Tatsachen
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rechtfertigen die Annahme, dass der Zweck der Schubhaft damit nicht erreicht werden kann; diesfalls gilt § 80 Abs. 2 Z
1.Paragraph 77, (1) Das Bundesamt hat bei Vorliegen der in Paragraph 76, genannten Grinde gelindere Mittel
anzuordnen, wenn es Grund zur Annahme hat, dass der Zweck der Schubhaft durch Anwendung des gelinderen
Mittels erreicht werden kann. Gegen mundige Minderjahrige hat das Bundesamt gelindere Mittel anzuwenden, es sei
denn bestimmte Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass der Zweck der Schubhaft damit nicht erreicht werden
kann; diesfalls gilt Paragraph 80, Absatz 2, Ziffer eins,

(...)

§ 80 (1) Das Bundesamt ist verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die Schubhaft so kurz wie mdéglich dauert. Die
Schubhaft darf so lange aufrechterhalten werden, bis der Grund fur ihre Anordnung weggefallen ist oder ihr Ziel nicht
mehr erreicht werden kann.Paragraph 80, (1) Das Bundesamt ist verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die Schubhaft
so kurz wie moglich dauert. Die Schubhaft darf so lange aufrechterhalten werden, bis der Grund fiir ihre Anordnung
weggefallen ist oder ihr Ziel nicht mehr erreicht werden kann.

(2) Die Schubhaftdauer darf, vorbehaltlich des Abs. 5 und der Dublin-Verordnung, grundsatzlich(2) Die Schubhaftdauer
darf, vorbehaltlich des Absatz 5 und der Dublin-Verordnung, grundsatzlich

1. drei Monate nicht Uberschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen mindigen Minderjahrigen angeordnet wird;

2. sechs Monate nicht Gberschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen Fremden, der das 18. Lebensjahr vollendet hat,
angeordnet wird und kein Fall der Abs. 3 und 4 vorliegt.2. sechs Monate nicht Uberschreiten, wenn die Schubhaft
gegen einen Fremden, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, angeordnet wird und kein Fall der Absatz 3 und 4 vorliegt.

(3) Darf ein Fremder deshalb nicht abgeschoben werden, weil Gber einen Antrag gemal 8 51 noch nicht rechtskraftig
entschieden ist, kann die Schubhaft bis zum Ablauf der vierten Woche nach rechtskraftiger Entscheidung, insgesamt
jedoch nicht langer als sechs Monate aufrecht erhalten werden.(3) Darf ein Fremder deshalb nicht abgeschoben
werden, weil Uber einen Antrag gemal3 Paragraph 51, noch nicht rechtskraftig entschieden ist, kann die Schubhaft bis
zum Ablauf der vierten Woche nach rechtskraftiger Entscheidung, insgesamt jedoch nicht langer als sechs Monate
aufrecht erhalten werden.

(4) Kann ein Fremder deshalb nicht abgeschoben werden, weil

1. die Feststellung seiner Identitdt und der Staatsangehdrigkeit, insbesondere zum Zweck der Erlangung eines
Ersatzreisedokumentes, nicht méglich ist,

2. eine fUr die Ein- oder Durchreise erforderliche Bewilligung eines anderen Staates nicht vorliegt,

3. der Fremde die Abschiebung dadurch vereitelt, dass er sich der Zwangsgewalt (8 13) widersetzt, odeB. der Fremde
die Abschiebung dadurch vereitelt, dass er sich der Zwangsgewalt (Paragraph 13,) widersetzt, oder

4. die Abschiebung dadurch, dass der Fremde sich bereits einmal dem Verfahren entzogen oder ein
Abschiebungshindernis auf sonstige Weise zu vertreten hat, gefahrdet erscheint,

kann die Schubhaft wegen desselben Sachverhalts abweichend von Abs. 2 Z 2 und Abs. 3 héchstens 18 Monate
aufrechterhalten werden.kann die Schubhaft wegen desselben Sachverhalts abweichend von Absatz 2, Ziffer 2 und
Absatz 3, hochstens 18 Monate aufrechterhalten werden.

(...

Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist gemaR§ 22a Abs. 4 BFA-
VG die VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Gberschritten wurde, und danach
alle vier Wochen vom BVwWG zu Uberprifen. Mit der Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fur den in
Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht. Das BVwG hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner
Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maligeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die
Aufrechterhaltung der Schubhaft verhaltnismaRig ist.Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in
Schubhaft angehalten werden, so ist gemadR Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG die VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung
nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier Wochen vom BVwG zu Uberprufen.
Mit der Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fiir den in Schubhaft befindlichen Fremden eingebracht.
Das BVWG hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die flr die Fortsetzung der Schubhaft
malfgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der Schubhaft verhaltnismaRig ist.
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Zur Fortsetzung und VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft:

Auf Grund des festgestellten Sachverhaltes erweist sich die Fortsetzung der seit XXXX andauernden Schubhaft wegen
des Vorliegens von Fluchtgefahr weiterhin als notwendig und die Anhaltung in Schubhaft wegen des Uberwiegens des
offentlichen Interesses an der Sicherung der Abschiebung in den Herkunftsstaat im Vergleich zum Recht des
betroffenen Fremden auf seine personliche Freiheit auch als verhdltnismaRBig.Auf Grund des festgestellten
Sachverhaltes erweist sich die Fortsetzung der seit romisch 40 andauernden Schubhaft wegen des Vorliegens von
Fluchtgefahr weiterhin als notwendig und die Anhaltung in Schubhaft wegen des Uberwiegens des offentlichen
Interesses an der Sicherung der Abschiebung in den Herkunftsstaat im Vergleich zum Recht des betroffenen Fremden
auf seine personliche Freiheit auch als verhaltnismaRig.

Der BF verfugt Uber kein Reisedokument, jedoch Uber ein Foto seines Reisepasses. Gegen den BF wurden eine
nunmehr rechtskraftige Ruckkehrentscheidung und ein Einreiseverbot erlassen. Der BF hat im Bundesgebiet weder
familiare, noch soziale, noch berufliche, noch sprachliche noch sonstige Bindungen geltend gemacht. Angesichts seines
Gesamtverhaltens kann keinesfalls davon ausgegangen werden, dass er (in Freiheit) an seiner Abschiebung mitwirken
wird und muss jedenfalls von einer erheblichen Ausreiseunwilligkeit und der Bereitschaft unterzutauchen
ausgegangen werden, wobei er bereits ausdricklich erklarte, nicht in seinen Heimatstaat zurtick zu wollen.

Das BFA hat im Sinne der angewendeten gesetzlichen Bestimmungen zu Recht die Schubhaft wegen Fluchtgefahr
angeordnet, weil aus den Angaben des BF, der sowohl erklartermaRen als auch durch Handlungen untermauert nicht
mehr in den Herkunftsstaat zurtckwill, mit Sicherheit geschlossen werden kann, dass er seine Abschiebung mit allen
Mitteln zu verhindern bzw. zu behindern beabsichtigt. Zudem hat er durch sein Verhalten mangelnde Bereitschaft
gezeigt, mit der Behdrde zusammenarbeiten zu wollen. Im Hinblick auf sein bisheriges Verhalten und seine
unzureichende Verankerung im Bundesgebiet hat das BFA zu Recht das Bestehen einer erheblichen Fluchtgefahr sowie

einen akuten Sicherungsbedarf angenommen.

Der BF hat im bisherigen Verfahren keine bertcksichtigungswirdigen Umstande dargetan, wonach die Schonung
seiner Freiheit das offentliche Interesse an der Sicherung der Aufenthaltsbeendigung Uberwiegen wirde, die Schubhaft
ist unter Berucksichtigung samtlicher Umstande auch verhaltnismaRig.

Es besteht nicht nur ein grundsatzliches 6ffentliches Interesse am effizienten Vollzug des Fremdenrechts, es besteht
auch ein erhebliches 6ffentliches Interesse, Fremde nach abgeschlossenem negativen Asylverfahren, die sich ohne
Rechtsgrundlage in Osterreich aufhalten, auRer Landes zu bringen.

Das Verfahren zur Abklérung der Identitdt des BF und zur Ausstellung eines Heimreisezertifikates (HRZ) durch die
zustandige Auslandsvertretungsbehérde, namlich gegensténdlich die Botschaft von Agypten, wird seitens des BFA
effizient und nachhaltig gefuhrt.

Voraussetzung fur die Fortsetzung der Schubhaft ist, dass nach wie vor die Aussicht besteht, dass fur ihn ein
Heimreisezertifikat erlangt werden kann (vgl. VWGH vom 11.05.2017, ZI. Ra 2016/21/0144) . Voraussetzung fur die
Fortsetzung der Schubhaft ist, dass nach wie vor die Aussicht besteht, dass fur ihn ein Heimreisezertifikat erlangt
werden kann vergleiche VwGH vom 11.05.2017, ZI. Ra 2016/21/0144).

Es haben sich keine Umstande ergeben, dass die Durchfuhrbarkeit der Abschiebung innerhalb der gesetzlichen
Schubhafthéchstdauer nicht méglich ware, somit ist die VerhaltnismaRigkeit der gegenstandlichen Anhaltung zum
Entscheidungszeitpunkt nach wie vorgegeben.

Ein gelinderes Mittel gemalR§ 77 FPG ist unter Berucksichtigung samtlicher Umstande des vorliegenden Falles,
insbesondere des Vorliegens von Fluchtgefahr, zur Erreichung des Sicherungszwecks nicht geeignet Ein gelinderes
Mittel gemal Paragraph 77, FPG ist unter BerUcksichtigung samtlicher Umstdnde des vorliegenden Falles,

insbesondere des Vorliegens von Fluchtgefahr, zur Erreichung des Sicherungszwecks nicht geeignet

Eine auf den vorliegenden Einzelfall bezogene Gesamtabwagung zwischen dem 6ffentlichen Interesse an der Sicherung
der Abschiebung einerseits und der Schonung der personlichen Freiheit andererseits ergibt, dass das offentliche
Interesse Uberwiegt, weil ohne Anordnung der Schubhaft die Durchfihrung der Abschiebung wahrscheinlich vereitelt

oder wesentlich erschwert wirde. Die Schubhaft ist trotz der aktuellen Einschrankungen des internationalen
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Reiseverkehrs und der Aussetzung von Einzelrickfihrungen derzeit noch verhaltnismaliig. Dass besondere, in der
Person des BF gelegene Umstande vorliegen wirden, die der Schubhaft entgegenstehen, ist anlassbezogen nicht
hervorgekommen.

Der erkennende Richter geht daher im Rahmen einer Gesamtbetrachtung zum Zeitpunkt der Entscheidungserlassung
davon aus, dass eine Aullerlandesbringung des BF nach heutigem Wissensstand innerhalb der hochst zuldssigen
Schubhaftdauer auch erfolgen kénnte.

Die hier zu prufende Schubhaft stellt nach wie vor eine ,ultima ratio” dar, da sowohl Fluchtgefahr und
Sicherungsbedarf als auch VerhaltnismaRigkeit vorliegen und ein gelinderes Mittel nicht den Zweck der Schubhaft
erfullt. Das Verfahren hat keine andere Moglichkeit ergeben, eine gesicherte AuRerlandesbringung des BF zu
gewahrleisten.

Die andauernde Schubhaft kann daher - auch unter Berticksichtigung der gesetzlich festgelegten Hochstdauer der
Anhaltung - fortgesetzt werden, weshalb gemaR § 22a Abs. 4 BFA-VG wie im Spruch angefihrt zu entscheiden warDie
andauernde Schubhaft kann daher - auch unter BerUcksichtigung der gesetzlich festgelegten Hochstdauer der
Anhaltung - fortgesetzt werden, weshalb gemalR Paragraph 22 a, Absatz 4, BFA-VG wie im Spruch angefihrt zu
entscheiden war.

Entfall einer miindlichen Verhandlung:

Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint, konnte gemaRig 21 Abs. 7
BFA-VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der
Beschwerde geklart erscheint, konnte gemall Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG eine mindliche Verhandlung
unterbleiben.

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf§ 41 Abs. 7 AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter
Berulcksichtigung des Art. 47 iVm. Art. 52 der Grundrechte-Charta der Europaischen Union (im Folgenden: GRC)
ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC steht, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehér gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert
oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung
erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde
aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit ergdnzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet
werden kdnnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder die Beweiswilrdigung mangelhaft ist
(VfGH 14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf Paragraph 41,
Absatz 7, AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter BerUcksichtigung des Artikel 47, in Verbindung mit Artikel 52,
der Grundrechte-Charta der Europdischen Union (im Folgenden: GRC) ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer
mundlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde
erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im
Einklang mit Artikel 47, Absatz 2, GRC steht, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen
Rahmen Parteiengehor gewahrt wurde. Hat die beschwerdefihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder
Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die
Durchfuihrung einer mindlichen Verhandlung erforderlich, wenn die von der beschwerdefiihrenden Partei bereits im
Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht
aus den Verwaltungsakten beantwortet werden kdnnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder
die Beweiswurdigung mangelhaft ist (VfGH 14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die
Auslegung der in § 21 Abs. 7 BFA-VG enthaltenen Wendung ,wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
der Beschwerde geklart erscheint” unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua.,
festgehalten, dass der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der
Verwaltungsbehorde vollstéandig in einem ordnungsgemalien Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen
auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitat


https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/41
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/21

und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmaligeblichen
Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmalliger Weise offen gelegt haben und das
Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwagungen der verwaltungsbehdérdlichen Beweiswurdigung teilen. In der
Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behodrdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartber hinaus
gehender fur die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei bloR unsubstantiiertes Bestreiten des
von der Verwaltungsbehdrde festgestellten Sachverhaltes ebenso aulier Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das
gegen das in 8 20 BFA VG festgelegte Neuerungsverbot verstdRt. SchlieRlich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte
Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen.Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom
28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die Auslegung der in Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG enthaltenen
Wendung ,wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint” unter
Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua., festgehalten, dass der fiir die rechtliche
Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der Verwaltungsbehérde vollstandig in einem
ordnungsgemalien Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitdt und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die
Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmalgeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer
Entscheidung in gesetzmaRiger Weise offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden
Erwagungen der verwaltungsbehordlichen Beweiswilrdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des
behordlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dariber hinaus gehender fiir die Beurteilung relevanter
Sachverhalt behauptet werden, wobei blo3 unsubstantiiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehérde
festgestellten Sachverhaltes ebenso auller Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in Paragraph 20,
BFA VG festgelegte Neuerungsverbot verstof3t. SchlieRlich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten bei
der Beurteilung Bedacht zu nehmen.

Zu Spruchpunkt B): Unzulassigkeit der Revision:

Gemall & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal Art. 133
Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung. Des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht
als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu
I6senden Rechtsfrage vor. Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG
nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Des Weiteren ist die vorliegende Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.
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